
PosiƟonspapier zur Landtagswahl 2021 in Baden-WürƩemberg 

Globale Verantwortung und Solidarität stärken

Aus der Corona-Krise lernen
Die aktuelle weltweite Pandemie wirŌ ein grelles Licht auf bestehende Ungleichheiten und UngerechƟg-
keiten, in unserer eigenen GesellschaŌ, aber noch viel mehr auf globaler Ebene: Wer arm ist, auf zu en-
gem Raum wohnt, unter prekären Bedingungen arbeitet, digital abgehängt ist, keinen Zugang zu einem 
funkƟonierenden Gesundheitssystem hat, den triŏ die Krise mit ungebremster Wucht. Wo der Klima-
wandel die Lebensgrundlagen zerstört, Raubbau an der Natur unseren ressourcenintensiven LebenssƟl 
nährt, Regierungen ihrer Verantwortung nicht gerecht werden, Menschenrechte nicht beachtet werden, 
dort ist man dem Virus und den negaƟven Folgen der Schutzmaßnahmen noch viel mehr ausgeliefert.

Die Pandemie zeigt deutlich, wie wichƟg das Denken und Handeln jenseits naƟonaler oder regionaler 
Egoismen ist, von welch zentraler Bedeutung internaƟonale Zusammenarbeit und Solidarität sowie die 
Beteiligung von gemeinwohlorienƟerter ZivilgesellschaŌ sind, um effekƟv und effizient auf die Herausfor-
derungen reagieren zu können. An vielen Orten, weltweit, und oŌ in berührender Weise, wurde solidari-
sches Engagement sichtbar. GleichzeiƟg verstärkten sich NaƟonalchauvinismus, Wagenburgmentalität 
und die Ausgrenzung vermeintlich Fremder.

Darum halten wir es für dringend geboten, dass Baden-WürƩemberg für die ZukunŌ klarere Weichen 
stellt: für mehr globale Verantwortung und Solidarität.

Die Agenda 2030 der Vereinten NaƟonen für eine weltweit nachhalƟge 
Entwicklung umsetzen
Die Agenda 2030 mit ihren 17 Zielen (Sustainable Development Goals, SDGs) gibt klare Eckpunkte für 
diese Weichenstellung. Sie verknüpŌ soziale GerechƟgkeit und ökologische Tragfähigkeit, staatliche Ver-
antwortung und zivilgesellschaŌliche Beteiligung, und fordert auf zu einer sozialökologischen Transfor-
maƟon unserer GesellschaŌen, auf allen poliƟschen Ebenen, auch in den Bundesländern und Kommu-
nen. Baden-WürƩemberg hat die Leitsätze der NachhalƟgkeitsstrategie des Landes entsprechend über-
arbeitet und damit auch Akzente für globale Verantwortung verstärkt. Die konkreten Ziele der einzelnen 
Ressorts spiegeln diese Akzente jedoch nicht ausreichend wider. Die LandespoliƟk muss hier konsistenter
und deutlicher an NachhalƟgkeit und globaler Verantwortung ausgerichtet werden.

Die EntwicklungspoliƟschen Leitlinien für Baden-WürƩemberg 
umsetzen
Die EntwicklungspoliƟschen Leitlinien für Baden-WürƩemberg wurden 2013 vom Landtag in großer Ein-
müƟgkeit frakƟonsübergreifend angenommen. Sie benennen wichƟge Grundsätze und Handlungsfelder 
dieser globalen Verantwortung des Landes, wie die folgenden Zitate aus dem ersten Kapitel „Grundsätze 
der EntwicklungspoliƟk“ zeigen:
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„EntwicklungspoliƟsche Verantwortung wahrzunehmen ist ein wesentliches Element einer an Nachhal-
Ɵgkeit ausgerichteten LandespoliƟk. EntwicklungspoliƟk ist deshalb in Baden-WürƩemberg mehr als eine
freiwillige Landesaufgabe und liegt im gemeinsamen Interesse aller Beteiligten. Eine EntwicklungspoliƟk, 
die ökologische, soziale und wirtschaŌliche Tragfähigkeit mit kultureller SelbstbesƟmmung, gewalƞreier 
Konfliktkultur und demokraƟscher ParƟzipaƟon verknüpŌ, ist eine ZukunŌsinvesƟƟon, die den Men-
schen in Baden-WürƩemberg ebenso zugutekommt wie den weltweiten Partnerinnen und Partnern.“

„Unsere Lebensweise und das globale WirtschaŌssystem führen zu sich verschärfenden ökonomischen, 
ökologischen und sozialen Krisen. Sie sind geprägt von einem nicht vertretbaren Ressourcenverbrauch, 
rasantem Klimawandel und ungerechten Welthandelsstrukturen. Sie vergrößern die Schere zwischen 
Arm und Reich und bedrohen die Lebensgrundlage vor allem in ärmeren Regionen der Welt.“

„EntwicklungspoliƟk ist eine QuerschniƩsaufgabe in allen PoliƟkfeldern des Landes. Viele poliƟsche 
Maßnahmen in Baden-WürƩemberg, die zu den Kernaufgaben der Fachministerien gehören, haben ent-
wicklungspoliƟsche Auswirkungen: die Gestaltung der Bildungspläne, die InternaƟonalisierungsstrategi-
en der Hochschulen, die Energiewende und die NachhalƟgkeitsstrategie, die IntegraƟonspoliƟk und der 
interkulturelle Dialog, die Verbesserung der SituaƟon von Geflüchteten in Baden-WürƩemberg, die öf-
fentliche Beschaffung und AußenwirtschaŌsförderung, die VerbraucherpoliƟk und die Förderung von 
Bürgerengagement, die Personalentwicklung der Landesbediensteten etc..“

„Das besondere Kennzeichen der EntwicklungspoliƟk in Baden-WürƩemberg ist die Vielfalt der Akteurin-
nen und Akteure und das breite bürgerschaŌliche Engagement. Weit über tausend IniƟaƟven und Orga-
nisaƟonen sind in Baden-WürƩemberg entwicklungspoliƟsch akƟv... Eine zentrale Aufgabe der Entwick-
lungspoliƟk des Landes besteht deshalb darin, bürgerschaŌliches Engagement und zivilgesellschaŌliche 
Strukturen zu unterstützen sowie die Vernetzung und Qualifizierung der unterschiedlichen entwicklungs-
poliƟschen Akteurinnen und Akteure zu fördern.“

Im Folgenden die zentralen Handlungsfelder und konkrete Forderungen des DEAB:

1. BürgerschaŌliches Engagement für globale GerechƟgkeit und So-
lidarität fördern, bestehende Strukturen sichern
In Baden-WürƩemberg gibt es eine Vielzahl an Akteur*innen und ein hohes bürgerschaŌliches Engage-
ment in Bezug auf globale GerechƟgkeit und Solidarität. In den vergangenen Jahren wurden Strukturen 
aufgebaut und finanzielle MiƩel bereitgestellt, die dieses Engagement fördern. Denn bürgerschaŌliches 
Engagement braucht Unterstützung – durch Beratung, Vernetzung, Qualifizierung, finanzielle Unterstüt-
zung, aber auch Dialog und KooperaƟon mit staatlichen und kommunalen Stellen und Einrichtungen. Da-
für setzt sich der DEAB als landesweiter Dachverband der Eine Welt-IniƟaƟven und -OrganisaƟonen ein, 
in ganz besonderer Weise im Rahmen des Bund-Länder-finanzierten Eine Welt-Promotor*innen-Pro-
gramms mit 19 Eine Welt-Promotor*innen bei 15 TrägerorganisaƟonen im Land.

Die Verortung des Handlungsfelds Globale Verantwortung (bisher Entwicklungszusammenarbeit) im 
Staatsministerium hat sich bewährt, um sie als QuerschniƩsaufgabe in allen Ressorts der Landesregie-
rung zu stärken und zu koordinieren. Sie muss personell und finanziell weiter gestärkt werden, um Profil 
und Wirkung enƞalten zu können.

Der Rat für Entwicklungszusammenarbeit, der paritäƟsch staatlich und nichtstaatlich besetzt ist, hat seit 
seiner Einsetzung 2013 die Landesregierung beraten und die Vernetzung und eine bessere strategische 
Ausrichtung im Dialog mit der Landesregierung und untereinander vorangetrieben.
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Die finanzielle Förderung zivilgesellschaŌlicher AkƟvitäten durch das Staatsministerium, vor allem durch 
das Förderprogramm „bwirkt!“ bei der SƟŌung Entwicklungs-Zusammenarbeit Baden-WürƩemberg, so-
wohl für die Bildungsarbeit als auch für internaƟonale KooperaƟonen, hat sich ebenfalls bewährt, es ist 
jedoch regelmäßig erheblich überzeichnet.

Die Gemeinnützigkeit zivilgesellschaŌlicher Mitwirkung an der poliƟschen Willensbildung steht seit dem 
Urteil des Bundesfinanzhofs zur Gemeinnützigkeit des AƩac-Trägervereins in Frage; weitere OrganisaƟo-
nen haben inzwischen ihre Gemeinnützigkeit verloren. Dabei wird deutlich, dass gesellschaŌlich wichƟge
Entwicklungsziele nicht durch das Gemeinnützigkeitsrecht erfasst werden, z.B. der Einsatz für die Men-
schenrechte und die Agenda 2030. Das schaŏ erhebliche Unsicherheiten für die Akteur*innen im Land, 
die sich für globale Verantwortung und eine nachhalƟge Entwicklung einsetzen und sich damit auch an 
poliƟsche Entscheidungsträger*innen wenden.

Konkrete Forderungen

 Die Förderlinie „bwirkt!“ bei der SƟŌung Entwicklungs-Zusammenarbeit Baden-WürƩemberg si-
chern und ausbauen
Die Förderlinie soll weiterhin sowohl Bildungsarbeit hier als auch internaƟonale KooperaƟonen und 
Projekte unterstützen. Darüber hinaus sollten Ko-FinanzierungsmiƩel bereitgestellt werden, um Mit-
tel anderer Geber (Bund, EU etc.) für das Land oder Akteur*innen im Land zu hebeln.

 Das Eine-Welt-Promotor*innen-Programm im Haushalt fest verankern und ausbauen
Es unterstützt und iniƟiert wirkungsvoll das bürgerschaŌliche Engagement in den Bereichen Globale 
Verantwortung und NachhalƟge Entwicklung durch Beratung, Vernetzung und Qualifizierung und be-
fördert die Umsetzung der entwicklungspoliƟschen Leitlinien des Landes.

 Den DEAB als Landesnetzwerk der zivilgesellschaŌlichen Akteur*innen im Bereich Globale Verant-
wortung strukturell fördern
Er vertriƩ die Anliegen der ZivilgesellschaŌ und ist fachlicher Ansprechpartner für die Landesregie-
rung in Fragen globaler Verantwortung.

 LoƩeriemiƩel zur Förderung von zivilgesellschaŌlichen AkƟvitäten für globale Verantwortung und 
global nachhalƟge Entwicklung zur Verfügung stellen
Anders als in einigen anderen Bundesländern wird dieser Bereich zivilgesellschaŌlichen gemeinnützi-
gen Engagements in Baden-WürƩemberg bisher nicht berücksichƟgt.

 Gemeinnützigkeitsrecht reformieren
Das Land Baden-WürƩemberg soll sich in der Länder-Finanzministerkonferenz und im Bundesrat für 
eine zeitnahe Änderung des Gemeinnützigkeitsrechts einsetzen, die klarstellt, dass die Mitwirkung 
der ZivilgesellschaŌ an der poliƟschen Willensbildung gemeinnützig ist und die gemeinnützigen Zwe-
cke auf das Eintreten für die Menschenrechte und nachhalƟge Entwicklung ausdehnt werden.

2. Teilhabe von migranƟschen und diasporischen OrganisaƟonen 
und Akteur*innen fördern
Etwa 25 Prozent der Baden-WürƩemberger*innen haben eine (familiäre) MigraƟonsgeschichte. Viele 
dieser Menschen prägen mit ihrer ExperƟse und ihren Kompetenzen seit Jahrzehnten die Arbeit im Be-
reich Globale Verantwortung maßgeblich mit. Sie engagieren sich sowohl in der Bildungsarbeit, etwa 
durch Angebote des Globalen Lernens, als auch in internaƟonalen KooperaƟonen und entwickeln inno-
vaƟve Formate, um globale GerechƟgkeit und Solidarität zu verwirklichen.
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In den letzten Jahren wird dieses Engagement zunehmend wahrgenommen und findet immer mehr An-
erkennung, so auch in den EntwicklungspoliƟschen Leitlinien des Landes Baden-WürƩemberg. Hier heißt
es: „Ziel der Landesregierung ist eine GesellschaŌ der kooperaƟven Vielfalt, die eine gleichberechƟgte 
Teilhabe aller Menschen unabhängig von ihrer jeweiligen geographischen, sozialen oder ethnischen Her-
kunŌ ermöglicht. Dazu besteht jedoch konkreter Handlungsbedarf. Die Landesregierung setzt sich dafür 
ein, die posiƟven Wirkungen einer Vernetzung von Entwicklung und MigraƟon gewinnbringend zu nut-
zen: für die Stärkung des Engagements für globale Verantwortung der EntwicklungspoliƟk, die Verbesse-
rung der interkulturellen Kompetenz sowie für die Förderung der IntegraƟon.“

Nach wie vor stehen viele migranƟsche und diasporische Akteur*innen vor Hürden, beispielsweise beim 
Zugang zu finanziellen FördermiƩeln, bei der Einbindung in Gremien oder durch die Studiengebühren für
ausländische Studierende. Die kriƟsche Auseinandersetzung mit rassisƟschen Denk- und Verhaltenswei-
sen in unserer GesellschaŌ sowie mit der Wirkmacht kolonialer KonƟnuitäten ist eine unerlässliche Vor-
aussetzung für eine migraƟonsgesellschaŌliche Öffnung im Bereich Globale Verantwortung und Basis für 
eine gleichberechƟgte Zusammenarbeit.

Konkrete Forderungen

 Das Interkulturelle Promotor*innen-Programm im Land finanziell absichern
Das Interkulturelle Promotor*innen-Programm wurde 2020 als Pilotprojekt zur Stärkung der professi-
onellen Teilhabe migranƟscher und diasporischer Akteur*innen im Bereich Globale Verantwortung 
und gesellschaŌlicher Zusammenhalt gestartet. Es soll dauerhaŌ im Land etabliert werden.

 MigranƟsche ExperƟse einbeziehen
Die Landesregierung soll sich dafür einsetzen, dass die ExperƟse und jahrzehntelange Erfahrung von 
Menschen mit MigraƟonsgeschichte in allen Bereichen globaler Verantwortung mit einbezogen wird. 
Hierzu soll u.a. der laufende Dialog zwischen Staatsministerium und den migranƟschen und diaspori-
schen Akteur*innen fortgeführt und versteƟgt werden, damit diese ihre Kompetenzen auf Landes-
ebene einbringen können.

 Teilhabe durch rassismuskriƟsche Sensibilisierung stärken
Eine machtkriƟsche Auseinandersetzung mit kolonialen KonƟnuitäten ist unerlässliche Basis für die 
Teilhabe migranƟscher und diasporischer OrganisaƟonen im Bereich Globale Verantwortung. Die 
Landesregierung soll deshalb Angebote zur rassismuskriƟschen Sensibilisierung für alle Akteur*innen 
im entwicklungspoliƟschen Bereich fördern.

 Zugangshürden zu Förderungen für migranƟsche und diasporische Akteur*innen abbauen
Der Zugang für engagierte Migrant*innenvereine aus dem Bereich Globale Verantwortung zu finanzi-
ellen Fördermöglichkeiten soll verbessert werden. Dazu müssen spezifische Zugangshürden abgebaut 
werden, z.B. durch die Einbindung von Expert*innen aus migranƟschen und diasporischen Vereinen 
bei der (Weiter-)Entwicklung von Vergabekriterien. Auch in die Vergabegremien von HochschulsƟpen-
dien für ausländische Studierende sollen Studierenden-Vertreter*innen aus dem Globalen Süden ein-
gebunden sein.

3. Globales Lernen / Bildung für eine NachhalƟge Entwicklung 
stärken und strukturell verankern
Globales Lernen und entwicklungspoliƟsche Bildung sind eine Kernaufgabe einer Bildung für nachhalƟge 
Entwicklung (BNE). Sie fördern Kompetenzen zur Mitgestaltung einer weltoffenen, solidarischen, friedli-
chen und zukunŌsfähigen GesellschaŌ.
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Bei der Umsetzung einer Bildung im Sinne des SDG 4 ist das Land Baden-WürƩemberg ein wichƟger Ak-
teur, Bildung ein explizites Handlungs- und Gestaltungsfeld des Landes. Die EntwicklungspoliƟschen Leit-
linien fordern, Globales Lernen innerhalb und außerhalb der Schule zu fördern. Die Bestandsaufnahme 
„Afrika im Blick“ konstaƟert, dass in Schule und Lehrerfortbildung an einem modernen Afrikabild gear-
beitet werden muss und verlangt u.a. den systemaƟschen Einbezug von BNE und Globalem Lernen in Un-
terricht und LehrkräŌeausbildung, die Förderung außerschulischer Maßnahmen und den Auf- und Aus-
bau von SchulpartnerschaŌen.

Eine akƟve Auseinandersetzung mit kolonialen KonƟnuitäten, Rassismus und AnƟsemiƟsmus und die 
Stärkung einer kriƟschen WeltbürgerschaŌ sind Inhalte einer umfassenden BNE. Akteur*innen aus dem 
Globalen Lernen und der entwicklungspoliƟschen Bildung leisten hier seit Langem wertvolle Arbeit.

Die LeitperspekƟve BNE in den Bildungsplänen bietet Anknüpfungspunkte für eine qualitaƟve und quan-
ƟtaƟve Verankerung des Lernbereichs Globale Entwicklung in der schulischen Bildung.

Einen weiteren zentralen Rahmen bildet die BNE-Gesamtstrategie des Landes, die wesentliche Bereiche 
der formalen und nonformalen Bildung einschließt (Frühkindliche Bildung, Schule, Berufliche Bildung, 
Hochschule, Kinder- und Jugendbildung, ZivilgesellschaŌ, Kommunen). Unter Mitarbeit von Akteur*in-
nen aus allen diesen Bereichen und abgesƟmmt mit allen Ressorts der Landesregierung zeigt sie notwen-
dige Maßnahmen auf, um BNE in die Breite zu bringen und strukturell zu verankern. EingebeƩet ist die-
ser Prozess auf naƟonaler Ebene in den NaƟonalen AkƟonsplan BNE sowie internaƟonal in das UNESCO-
WeltakƟonsprogramm BNE mit dem ab 2020 startenden Folgeprogramm „ESD for 2030“.

Zur Gestaltung eines sozial, ökologisch und ökonomisch nachhalƟg agierenden Baden-WürƩemberg und 
für eine erfolgreiche Verankerung von Globalem Lernen und BNE braucht es ein klares Bekenntnis der 
Landesregierung zur Umsetzung der Ziele der BNE-Gesamtstrategie. Dabei ist die Beteiligung zivilgesell-
schaŌlicher Akteur*innen für eine erfolgreiche Umsetzung unabdingbar.

Konkrete Forderungen

 Kapazitäten für eine erfolgreiche ImplemenƟerung der BNE-Gesamtstrategie schaffen
Insbesondere das Ministerium für Kultus, Jugend und Sport und das Umweltministerium sowie zen-
trale Akteur*innen der ZivilgesellschaŌ wie das Entwicklungspädagogische InformaƟonszentrum EPiZ 
als Haus des Globalen Lernens in Baden-WürƩemberg müssen mit ausreichend personellen und fi-
nanziellen Ressourcen ausgestaƩet werden, um Globales Lernen und BNE qualitaƟv zu entwickeln 
und quanƟtaƟv auszubauen.

 KooperaƟonen mit der ZivilgesellschaŌ ermöglichen und fördern
In der BNE-Gesamtstrategie geforderte Maßnahmen wie die Rahmenvereinbarung des Kultusministe-
riums mit dem DEAB und anderen Verbänden über die KooperaƟon von außerschulischen Akteur*in-
nen mit Schulen sowie die Wiederbelebung des Netzwerks „NachhalƟgkeit lernen“ mit Akteur*innen 
aus WissenschaŌ, PoliƟk und ZivilgesellschaŌ sind wichƟge Instrumente für erfolgreiche KooperaƟo-
nen und AbsƟmmungs- und Begleitprozesse im Kontext der Umsetzung der BNE-Gesamtstrategie.

 BNE in der Aus- und Fortbildung pädagogischer FachkräŌe der formalen Bildungsbereiche (früh-
kindliche Bildung, Schule, Hochschule) strukturell verankern
Die strukturelle Verankerung von Aus- und Fortbildungsmaßnahmen sichert die Entwicklung von 
Kompetenzen und damit die professionelle Handlungsfähigkeit pädagogischer FachkräŌe zur Imple-
menƟerung von Globalem Lernen und BNE als QuerschniƩsthemen einer zeitgemäßen Bildung. So 
wird u.a. eine ganzheitliche Umsetzung der in den Bildungsplänen der allgemeinbildenden Schulen 
formulierte LeitperspekƟve BNE als Kernthema einer zukunŌsfähigen Bildung sichergestellt. Die Ein-
bindung zivilgesellschaŌlicher Akteur*innen und deren ExperƟse erhöht die Qualität dieser Prozesse.
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 Außerschulische Lernorte stärken / finanziell fördern
Außerschulische Lernorte sind Orte, die durch ihre Gestaltung, AusstaƩung und Bildungsangebote 
Lernprozesse im Sinne des Globalen Lernens und der BNE vor Ort ermöglichen und KooperaƟon mit 
lokalen Akteur*innen fördern. Handeln für eine zukunŌsfähige, gerechte Welt kann ganzheitlich er-
lebt und erprobt werden. Baden-WürƩemberg verfügt beispielsweise über ein Netzwerk an Globalen 
Klassenzimmern, die wichƟge Bestandteile regionaler BildungslandschaŌen sind.

4. Globale Verantwortung an Hochschulen stärken
Hochschulen stehen in besonderer Verantwortung, unsere ZukunŌ nachhalƟg und gerecht zu gestalten: 
Sie bilden die künŌige Führungselite aus und betreiben Spitzenforschung in allen denkbaren Disziplinen. 
Die baden-würƩembergische HochschullandschaŌ zeichnet sich im Bundesvergleich sowohl durch ihre 
Vielfalt als auch durch die hohe Qualität ihrer Leistungen aus. Um dieser Vorreiterrolle weiterhin gerecht
werden zu können, sollten sich Hochschulen noch stärker in Bezug auf NachhalƟgkeit engagieren, auch 
in globaler PerspekƟve. Dazu braucht es geeignete Anreizsysteme für WissenschaŌ und Forschung sowie 
InvesƟƟonen in Forschungsvorhaben, die sich an NachhalƟgkeit in globaler Verantwortung orienƟeren.

Es gibt in Baden-WürƩemberg einige Fair Trade UniversiƟes, und Studierendenwerke richten ihre Verkos-
tung an nachhalƟgen Kriterien aus. Manche EinzeliniƟaƟve setzt sich für interkulturellen Austausch, ei-
nen grüneren Campus oder Energieeinsparung ein. In vielen Studiengängen werden Umwelt- und Men-
schenrechtsaspekte themaƟsiert. Doch viele Anstrengungen bleiben vereinzelt und sind nicht systema-
Ɵsch verankert.

Die Hochschulen im Land internaƟonalisieren sich zunehmend. Dies entspricht den Anforderungen einer 
globalisierten Welt hinsichtlich zeitgemäßer Lehre, Forschung und transnaƟonalem Dialog. GleichzeiƟg 
stärkt ein breites Spektrum an PartnerschaŌen, transnaƟonalen Forschungsprojekten, GastwissenschaŌ-
ler*innen und HerkunŌsnaƟonalitäten von Studierenden die Hochschulen im WeƩbewerb um For-
schungsgelder, Studierende und Mitarbeitende. Im Sinne globaler Verantwortung sollten sich die Hoch-
schulen bei ihren InternaƟonalisierungsprojekten verstärkt Partner*innen im Globalen Süden zuwenden.
Die Bestandsanalyse „Afrika im Blick“ macht dazu konkrete Vorschläge.

Globale Krisen wie der Klimawandel und globale Rahmenwerke wie die SDGs fordern von den Hochschu-
len weitaus größere Anstrengungen als bisher. OŌ dringen wissenschaŌliche Erkenntnisse nicht in die Be-
völkerung durch. Hochschulen sollten deshalb stärker mit zivilgesellschaŌlichen Akteur*innen zusam-
menarbeiten, die in dieser Hinsicht eine ScharnierfunkƟon wahrnehmen können. Dabei kann es nicht um
reinen Transfer gehen, sondern um KooperaƟonen auf Augenhöhe.

Konkrete Forderungen

 Die SDGs in WissenschaŌ und Lehre integrieren
Als globales Rahmenwerk muss die Agenda 2030 in Hochschulen prominent themaƟsiert und bear-
beitet werden, um einen Beitrag zu ihrer weltweiten Umsetzung zu leisten.

 Die Kolonialgeschichte Baden-WürƩembergs aufarbeiten
Insbesondere die Kolonialgeschichte Baden-WürƩembergs in Burundi als dem Partnerland von Ba-
den-WürƩemberg muss aufgearbeitet und die Ergebnisse veröffentlicht werden, um postkoloniale 
KonƟnuitäten bewusst zu machen, abzubauen und damit eine Zusammenarbeit auf Augenhöhe zu er-
möglichen.

 Studierende und Mitarbeitende an Hochschulen zu postkolonialen KonƟnuitäten schulen
Die mit internaƟonalem Austausch befassten Mitarbeitenden und Studierenden sollen Schulungen zu 
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postkolonialen Auswirkungen auf WissenschaŌ, Forschung und Lehre sowie zu diskriminierungssensi-
blen Ansätzen wahrnehmen können. Solche Trainings sollten an allen baden-würƩembergischen 
Hochschulen angeboten werden und integraler Bestandteil aller internaƟonalen Vorhaben werden.

 Studiengebühren für Studierende aus dem Globalen Süden abschaffen
Hochschulen leben von internaƟonalen akademischen Diskursen. Akademiker*innen und Studierende
aus dem Globalen Süden tragen maßgeblich zu diesen Diskursen bei. Studiengebühren stellen für sie 
eine große Hürde dar. Daher sollte die Landesregierung die Studiengebühren Studierender aus dem 
Globalen Süden streichen.

 Zusammenarbeit zwischen Hochschulen und organisierter ZivilgesellschaŌ fördern
Es sollten Anreizsysteme geschaffen und ausgebaut werden, die die Zusammenarbeit zwischen Hoch-
schulen und der organisierten ZivilgesellschaŌ im Bereich NachhalƟgkeit und SDGs befördern, wobei 
zivilgesellschaŌliche Akteur*innen dabei in Bezug auf Ziele, Planung und Zugang zu finanziellen Mit-
teln als gleichberechƟgte Partner*innen behandelt werden müssen.

5. Gerechtes WirtschaŌen in den planetaren Grenzen
Unser WirtschaŌssystem ist nicht zukunŌsfähig. Soziale und ökologische Kosten werden systemaƟsch auf
andere abgewälzt, zum Beispiel auf den Globalen Süden und nachfolgende GeneraƟonen. Die Überwin-
dung von UngerechƟgkeit in der WeltwirtschaŌ ist eines der zentralen Anliegen des DEAB. Die Frage, wie
wir die planetaren Grenzen respekƟeren und damit die Grenzen des Wachstums anerkennen können, ge-
winnt dramaƟsch an Bedeutung. Global verantwortliches WirtschaŌen muss beides sein: gerecht und zu-
kunŌsfähig. Der Faire Handel der Weltläden zeigt, dass das möglich ist.

Das Konzept der NachhalƟgkeit und die Agenda 2030 mit den 17 Globalen NachhalƟgkeitszielen setzen 
einen anerkannten normaƟven Rahmen für PoliƟk und GesellschaŌ, der den AuŌrag für zukunŌsfähiges 
WirtschaŌen, für die Durchsetzung der Menschenrechte und für globale GerechƟgkeit klar benennt. Und
die entwicklungspoliƟschen Leitlinien für Baden-WürƩemberg fordern die LandespoliƟk auf, ihre welt-
weite Mit-Verantwortung für eine ökonomisch, ökologisch und sozial tragfähige Gestaltung der ZukunŌ 
wahrzunehmen.

Wir erwarten von der künŌigen Landesregierung ein deutliches Bekenntnis zu dieser Mit-Verantwortung 
und eine konsequente OrienƟerung des Regierungshandelns an dem Ziel, die WirtschaŌ – in Baden-
WürƩemberg selbst und in globaler PerspekƟve – gerecht und zukunŌsfähig zu machen. Dazu gehören 
Rahmenbedingungen und Anreize für Unternehmen im Land, die Wahrnehmung einer VorbildfunkƟon, 
wo die Landesregierung selbst als wirtschaŌlicher Akteur auŌriƩ, die Förderung des Fairen Handels und 
anderer Ansätze solidarischer Ökonomie sowie das Eintreten für gerechtes und zukunŌsfähiges Wirt-
schaŌen auf Bundes- oder europäischer Ebene.

Konkrete Forderungen

 Die öffentliche Beschaffung im Land konsequent am Schutz der Menschenrechte und der Umwelt 
ausrichten
Mit der VvW Beschaffung besteht dafür eine gute Grundlage. Um die nachhalƟge Beschaffung voran-
zubringen, sollen anspruchsvolle Ziele formuliert, ein Monitoringsystem für die Umsetzung imple-
menƟert, Schulungsangebote für Beschaffer*innen auf Landes- und kommunaler Ebene ausgebaut 
und eine Landeskompetenzstelle für nachhalƟge Beschaffung eingerichtet werden.

 Menschenrechtliche und umweltbezogene Standards im eigenen wirtschaŌlichen Handeln des Lan-
des durchsetzen
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Das betriŏ etwa Unternehmen mit Landesbeteiligung oder die Anlage staatlicher Gelder. Erste Ansät-
ze dafür, wie die GWÖ-Bilanzierung einzelner öffentlicher Unternehmen oder die Anwendung Nach-
halƟgkeitskriterien in der Versorgungsrücklage des Landes, sollen ausgeweitet werden.

 „Afrika im Blick“ für ZukunŌsthemen öffnen
Wir begrüßen die angestrebte Weiterentwicklung der wirtschaŌlichen KooperaƟonen mit Partner*in-
nen in Afrika durch die Förderung innovaƟver Formate, die die wirtschaŌliche Entwicklung in Baden-
WürƩemberg und in afrikanischen Ländern voranbringen und mit ZukunŌsthemen wie „Gerechte 
Handelsbeziehungen“ und „NachhalƟges WirtschaŌen“ verknüpfen.

 Auf Bundes-, europäischer und internaƟonaler Ebene verbindliche Regeln zum Schutz der Men-
schenrechte in der WirtschaŌ unterstützen
Die Landesregierung soll verbindliche Regelwerke und zielführende Maßnahmen zum Schutz und zur 
Durchsetzung der Menschenrechte in der WirtschaŌ unterstützen. Aktuell betriŏ das ein deutsches 
und im zweiten SchriƩ ein europäisches LieferkeƩengesetz und den auf UN-Ebene verhandelten Bin-
ding Treaty on Business and Human Rights.

 Keine ZusƟmmung zu internaƟonalen Handelsverträgen, die Entwicklung, demokraƟsche Rechte, 
Sozial- oder Umweltstandards gefährden
Die Landesregierung soll internaƟonalen Handelsverträgen nur dann zusƟmmen, wenn selbstbe-
sƟmmte Entwicklungspfade der Partnerländer dadurch nicht behindert werden, keine Investor-Staat-
Schiedsgerichte vorgesehen sind und die Umwelt sowie Menschen- und Arbeitsrechte wirksam ge-
schützt, demokraƟsche Standards eingehalten und anspruchsvolle naƟonale Regelungen nicht unter-
laufen werden. Das betriŏ insbesondere das europäisch-kanadische WirtschaŌsabkommen CETA und
das EU-Mercosur-Abkommen.

6. InternaƟonale Vernetzung und KooperaƟonen fördern
„NachhalƟg handeln in Baden-WürƩemberg heißt, im Rahmen der Globalisierung Verantwortung für 
eine faire Entwicklung zu übernehmen, die Stärken Baden-WürƩembergs internaƟonal einzubringen und
die verschiedenen Akteursgruppen in ihrem entwicklungspoliƟschen Engagement zu unterstützen.“ So 
lautet der Leitsatz 10 in der NachhalƟgkeitsstrategie Baden-WürƩembergs. In der Tat engagieren sich im 
Land sehr viele Bürgerinnen und Bürger, überwiegend ehrenamtlich, in KooperaƟonen mit Partner*in-
nen in Ländern des Globalen Südens. Ganz im Sinne der Agenda 2030 übernehmen sie gemeinsam mit 
ihren Partner*innen in Afrika, Asien und Lateinamerika globale Verantwortung und leisten einen wichƟ-
gen Beitrag für eine nachhalƟge Entwicklung weltweit. Die ideelle und finanzielle Unterstützung dieser 
PartnerschaŌsgruppen seitens der Abgeordneten und des Landtags Baden-WürƩembergs sind daher un-
verzichtbar.

Viele PartnerorganisaƟonen im Globalen Süden sind in den letzten Jahren zunehmend Zielscheiben von 
Repressionen geworden, da sie sich für Menschenrechte und den Schutz der natürlichen Ressourcen ein-
setzen oder soziale und demokraƟsche Rechte einfordern. Immer häufiger werden ihre Handlungsspiel-
raume eingeschränkt („Shrinking Spaces“).

In Bezug auf unseren NachbarkonƟnent Afrika begrüßen wir die empfohlenen Kernmaßnahmen von 
„Afrika im Blick“. Dabei schließen wir uns ausdrücklich der folgenden Empfehlung an: „Für die KooperaƟ-
on auf Augenhöhe ist der Dialog und Austausch entscheidend. Der Dialog sollte bei allen AkƟvitäten im 
Vordergrund stehen. Konkrete KooperaƟonsprojekte sollten sich an den Bedarfen aller beteiligten Part-
ner*innen orienƟeren und gemeinsam entwickelt werden. Als gemeinsame ZukunŌsherausforderung 
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sollte das Thema NachhalƟgkeit im Sinn der Agenda 2030 das handlungsleitende Thema einer verƟeŌen 
KooperaƟon mit Afrika sein.“

Konkrete Forderungen

 In internaƟonalen Beziehungen und Reisen die Agenda 2030 akƟv einbringen
Das Land soll in seinen internaƟonalen Beziehungen, PartnerschaŌen und DelegaƟonsreisen die Um-
setzung der NachhalƟgkeitsziele der UN berücksichƟgen und akƟv einbringen. ZivilgesellschaŌliche 
Akteur*innen aus dem Bereich Globale Verantwortung sollen beteiligt werden.

 PartnerschaŌen mit Akteur*innen im Globalen Süden ausweiten
InternaƟonale PartnerschaŌen von ZivilgesellschaŌ, WirtschaŌ, WissenschaŌ und Verwaltung sowie 
Land und Kommunen mit Akteur*innen des Globalen Südens sollen ausgeweitet und als Ideenräume 
für nachhalƟge Lösungen globaler Herausforderungen gefördert werden. Dabei soll eine Auseinan-
dersetzung mit postkolonialen KonƟnuitäten erfolgen, um eine gleichberechƟgte Zusammenarbeit zu 
ermöglichen.

 SchulpartnerschaŌen ausweiten und fördern
PartnerschaŌen mit Schulen in Ländern des Globalen Südens ermöglichen gemeinsame Lernprozesse 
für ein zukunŌsfähiges Zusammenleben. Sie sollen darum ausgebaut und personell wie finanziell bes-
ser unterstützt werden.

 Personelle und finanzielle Ressourcen für PartnerschaŌen bereitstellen
Die PartnerschaŌsvereine und OrganisaƟonen der Entwicklungszusammenarbeit sollen durch den 
Ausbau der Förderlinie „bwirkt!“ gestärkt werden, um ihre qualitaƟve und quanƟtaƟve Weiterent-
wicklung zu unterstützen.

 Die LandespartnerschaŌ mit Burundi fortsetzen und ausbauen
Dazu sollen das Kompetenzzentrum Burundi bei der SƟŌung Entwicklungs-Zusammenarbeit Baden-
WürƩemberg gestärkt und Schulmaterialien zum Partnerland Burundi inklusiv rassismus- und macht-
kriƟscher PerspekƟven erarbeitet werden. Es muss eine stärkere Zusammenarbeit mit der burundi-
schen Diaspora erfolgen und der AkƟonsplan der UN-Dekade für Menschen afrikanischer Abstam-
mung zur Bekämpfung von Ungleichheit und Rassismus umgesetzt werden.

 Visa SituaƟon verbessern
Das Land soll sich auf Bundesebene für Verbesserungen in der Visaerteilung einsetzen, um internaƟo-
nale PartnerschaŌen sinnvoll und zuverlässig gestalten zu können.

7. Schutzsuchende willkommen heißen, die MigraƟonsgesellschaŌ 
gestalten
Ende 2019 waren weltweit 79,5 Millionen Menschen auf der Flucht. Bürgerkriege, Klimakatastrophen, 
Armut, PerspekƟvlosigkeit oder Diskriminierungen sind häufige Ursachen dafür, dass Menschen ihre Le-
bensgrundlage verlieren, ihr Zuhause verlassen müssen und sich auf die Suche nach einem besseren Le-
ben begeben. Dabei sind 57 % der Geflüchteten Binnenvertriebene in ihren eigenen Ländern, 31 % flie-
hen in benachbarte Länder. Nur wenige suchen den Weg nach Europa (3,2 %), wiederum ein kleiner Teil 
der Menschen erreicht Deutschland (1,5 %). Auf ihrer Flucht nehmen die Menschen unglaubliche Risiken
auf sich. Allein 2019 ertranken 1.900 Menschen bei der Flucht über das MiƩelmeer, insgesamt sind dort 
seit 2014 mehr als 20.000 Menschen umgekommen. Die Dunkelziffer ist weit höher.
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Zahlreiche Fluchtursachen werden hierbei direkt oder indirekt durch poliƟsche und wirtschaŌliche Inter-
essen auch der europäischen Staaten mitverursacht oder verstärkt. In Baden-WürƩemberg angekom-
men, verbringen zahlreiche Geflüchtete eine lange Zeit in großen SammelunterkünŌen oder Containern, 
oŌ ohne angemessenen Zugang zu Gesundheitsversorgung oder Bildungsangeboten. Innerhalb des Asyl-
verfahrens führen Sprachbarrieren und insƟtuƟonelle Diskriminierung oŌmals dazu, dass Fehlentschei-
dungen der Sachbearbeitenden getroffen werden. 2019 wurden 41 % der negaƟven Asylbescheide in 
Deutschland von Gerichten wieder aufgehoben. 

Die SituaƟon von Geflüchteten insbesondere in den griechischen und libyschen Lagern ist katastrophal 
und verletzt die grundlegendsten Menschenrechte. Auch die Zusammenarbeit der EU mit DriƩstaaten 
wie Libyen, Marokko und Ägypten und illegale Rückführungen durch die Grenzpolizei und Küstenwachen 
dieser Staaten führen täglich zu Menschenrechtsverletzungen. Dieses Verhalten wird regelmäßig seitens 
der ZivilgesellschaŌ dokumenƟert und an die deutschen Behörden herangetragen. Darum haben sich 24 
b  aden-  w  ürƩembergische Kommunen   (Stand 29.06.2020) selbst zum sicheren Hafen für Geflüchtete er-
klärt. Sie sind bereit, mehr flüchtende Menschen aufzunehmen, denen aktuell durch bundesdeutsche 
und europäische PoliƟk der Zugang zum Grundrecht auf Asyl verwehrt wird.

Konkrete Forderungen

 Ein Landesaufnahmeprogramm für Schutzsuchende aus den griechischen und libyschen Lagern be-
schließen 
Dieses soll es Kommunen ermöglichen, außerhalb der ReseƩlementprogramme der Bundesregierung 
und der Verteilung durch das Bundesministerium des Inneren, für Bau und Heimat Menschen aufzu-
nehmen. Die Landesregierung soll sich dafür einsetzen, dass der Nachzug Angehöriger erleichtert 
wird.

 Geflüchteten einen besseren Zugang zu Gesundheitsversorgung, Bildung und Arbeit ermöglichen
Die Landesregierung soll eine Gesundheitskarte für Geflüchtete einführen, anonyme Krankenscheine 
und WohnberechƟgungsscheine sowie bessere Spracherwerbs-, Bildungs- und Arbeitsmöglichkeiten 
schaffen.

 Keine weiteren „sicheren HerkunŌsstaaten“ definieren
Die Landesregierung soll sich für die Einzelfallprüfung der Anträge von Asylsuchenden einsetzen. Für 
Menschen, die aus angeblich sicheren HerkunŌsstaaten nach Baden-WürƩemberg geflohen sind, 
wird davon ausgegangen, dass sie keine rechtlichen Grundlagen für eine BleibeperspekƟve haben. 
Diese Regelung hebelt die Anerkennung individueller Asylgründe aus.

 Geflüchteten legale und sichere Einreisewege in die Länder Europas ermöglichen
Geflüchtete sollen das Recht erhalten, selbst zu entscheiden, in welchem Staat sie einen Asylantrag 
stellen möchten. Die Landesregierung soll sich auf europäischer Ebene dafür einsetzen, dass die der-
zeiƟge PoliƟk der AbschoƩung gegenüber Geflüchteten auf dem MiƩelmeer zugunsten der Seeno-
treƩung aufgegeben und das Dublin-System abgeschaŏ wird.

8. Friedensbildung fördern, Rüstungskonversion vorantreiben
Baden-WürƩemberg ist ein wichƟges Zentrum für Kriegsvorbereitung und -führung, RüstungsprodukƟon 
und -export. Hier befinden sich zwei der insgesamt sechs US-Kommandozentralen: Das AFRICOM in 
StuƩgart-Möhringen steuert alle militärischen Einsätze der USA in Afrika (außer Ägypten). Hier werden 
die Todeslisten für den Einsatz von Kampfdrohnen erstellt. Das EUCOM in StuƩgart-Vaihingen befehligt 
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die US-Atomwaffen in Europa. Außerdem koordinierte es zum Beispiel die Angriffe gegen den Irak und 
war federführend am Manöver „Defender 2020 plus“ beteiligt.

Auch in Baden-WürƩemberg engagieren sich viele Akteur*innen aus PartnerorganisaƟonen des Frie-
densnobelpreisträgers ICAN für den UN-Atomwaffenverbotsvertrag. Bereits 89 Städte und fünf Landkrei-
se in Deutschland, über 500 Europa-, Bundestags- und Landtagsabgeordnete sowie vier Bundesländer 
konnten dafür gewonnen werden, sich für dieses Verbot stark zu machen.

Waffen, MuniƟon und Lizenzen zur WaffenprodukƟon „Made in Germany“ werden in die ganze Welt ver-
kauŌ. Dabei beliefern baden-würƩembergische Unternehmen mit Genehmigung der Bundesregierung 
seit Jahren auch kriegführende und menschenrechtsverletzende Staaten.

Seit dem Aussetzen der Wehrpflicht 2011 intensiviert die Bundeswehr ihre Nachwuchswerbung und 
sammelt dazu die Daten junger Erwachsener über die Einwohnermeldeämter. Durch KooperaƟonsverein-
barungen mit Kultusministerien sichert sie sich einen besonderen Zugang zu den Schulen und in die Leh-
rer*innenausbildung. Jugendlichen wird ein normaler Job versprochen.

Ausgehend von einem Beschluss der badischen Landeskirche setzt sich die IniƟaƟve „Sicherheit neu den-
ken“ für ein nachhalƟges und ziviles Deutschland bis 2040 ein. Baden-WürƩemberg soll zu einem Zen-
trum des Friedens, der Zivilen Konfliktbearbeitung und der Konversion werden.

Die 2015 eingerichtete Servicestelle Friedensbildung in TrägerschaŌ des Kultusministeriums, der Landes-
zentrale für poliƟsche Bildung und der Berghof FoundaƟon, unter beispielhaŌer Beteiligung von 17 Orga-
nisaƟonen der ZivilgesellschaŌ, ist ein LeuchƩurmprojekt weit über die Landesgrenzen hinaus. Sie ver-
netzt, veröffentlicht und setzt viele neue Impulse, z.B. durch Modellschulen.

Konkrete Forderungen

 Die Servicestelle Friedensbildung im Haushalt verankern
Die erfolgreiche Arbeit der Servicestelle Friedensbildung bei der Landeszentrale für poliƟsche Bildung
soll finanziell abgesichert und ausgeweitet werden, um flächendeckende Angebote für die formale 
und nonformale Bildung zu gewährleisten.

 Die KooperaƟonsvereinbarung des Kultusministeriums mit der Bundeswehr auĬeben
Schule soll kein Ort der Nachwuchswerbung sein.

 Friedensbildung an Hochschulen etablieren
Es soll eine Professur für Friedensbildung mit entsprechender AusstaƩung an einer Universität in Ba-
den-WürƩemberg eingerichtet werden, damit Friedensbildung ein fester Bestandteil von Forschung 
und Lehre im Land wird. Außerdem soll Friedensbildung in die Lehrer*innenausbildung an Pädagogi-
schen Hochschulen und Universitäten integriert werden.

 Rüstungskonversion im Land vorantreiben
Ein Runder Tisch zur Rüstungskonversion mit Vertreter*innen von PoliƟk, WirtschaŌ, Kirchen, Ge-
werkschaŌen und ZivilgesellschaŌ soll eingerichtet werden, um RüstungsprodukƟon in Baden-Würt-
temberg langfrisƟg durch zivile ProdukƟon zu ersetzen.

 Abrüstung auf Bundesebene vorantreiben
Das Land soll sich auf Bundesebene für ein Ende des völkerrechtswidrigen Einsatzes von Kampfdroh-
nen, für einen deutschen BeitriƩ zum UN-Atomwaffenverbotsvertrag und für ein grundsätzliches Ver-
bot des Exportes von Kriegswaffen und sonsƟgen Rüstungsgütern einsetzen.
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9. KlimagerechƟgkeit schaffen
Die größte Herausforderung, vor der die WeltgemeinschaŌ zurzeit steht, ist die anthropogene globale Er-
wärmung. Sie bedroht weltweit die Lebensgrundlagen vieler Menschen. Die Auswirkungen unseres heu-
Ɵgen Handelns werden in wenigen Jahren durch die weitere Verschärfung der Klimakrise in ihren ver-
heerenden sozio-ökonomischen und ökologischen Ausmaßen dramaƟsch spürbar und sichtbar werden. 
Baden-WürƩemberg trägt als Industrieland überproporƟonal zum AnsƟeg der klimaschädlichen Treib-
hausgase bei und hat daher eine besondere Verantwortung, die eigenen Treibhausgasemissionen noch 
weitaus stärker zu reduzieren und gleichzeiƟg die besonders betroffenen Länder des Globalen Südens 
bei Anpassungen an die Klimarisiken zu unterstützen.

Wenngleich der Klimawandel auch hierzulande bereits spürbare Folgen in Land- und ForstwirtschaŌ 
zeigt, sind diese für arme und marginalisierte Menschen im Globalen Süden, die mit ihrer Lebensweise 
ungleich weniger Treibhausgase freisetzen, besonders gravierend und bedrohlich. Extreme WeƩerlagen 
nehmen zu, es kommt vermehrt zu Dürren, Überschwemmungen und Ernteausfällen. Abholzung und 
Brandrodung verstärken den Verlust von fruchtbaren Böden, schaffen kriƟsche Wasserversorgungssitua-
Ɵonen und vermindern die Biodiversität. GleichzeiƟg wächst der Druck auf indigene GemeinschaŌen 
durch große Infrastrukturprojekte, agroindustrielle LandwirtschaŌ und invasiven Bergbau. Dabei sind ge-
rade die nachhalƟg wirtschaŌenden indigenen GemeinschaŌen wichƟge Akteur*innen für den Schutz 
und Erhalt der Regenwälder als unverzichtbare Ökosysteme.

LandwirtschaŌ und Ernährungsindustrie in Baden-WürƩemberg verursachen erhebliche Treibhausgas-
emissionen durch ihre hochindustriellen ProdukƟonsweisen sowie durch Importe von FuƩermiƩeln und 
Agrotreibstoffen. Flächen mit einzigarƟgen Regenwäldern und Savannen fallen der Soja- und Palmölpro-
dukƟon zum Opfer. Neben der Gefahr für Klima, Umwelt und Artenvielfalt führt der exportorienƟerte 
Anbau von Energiepflanzen in vielen ProdukƟonsländern im Globalen Süden zu Landkonflikten, Men-
schenrechtsverletzungen und zur Gefährdung der lokalen Ernährungssicherheit. Auch das enorme Ex-
portvolumen von deutschen Produkten aus der MassenƟerhaltung verursacht große Mengen an Treib-
hausgasen und verdrängt in Ländern des Globalen Südens die für lokale Märkte erzeugten regionalen 
Produkte nachhalƟg wirtschaŌender Produzent*innen.

Konkrete Forderungen

 Die Erreichung der Pariser Klimaziele muss für die Landesregierung höchste Priorität in der Ausrich-
tung ihrer Ziele und Strategien haben.
Treibhausgas-Emissionen im Land sollen drasƟsch gemindert und ambiƟonierte EmissionsredukƟons-
ziele festgelegt werden (THG-RedukƟon von mindestens 65 % bis 2030, 95 % bis 2040).

 KlimagerechƟgkeit muss im baden-würƩembergischen Klimaschutzgesetz verankert werden.
Sie muss als ressortübergreifende QuerschniƩsaufgabe besonders in den poliƟschen Handlungsfel-
dern Industrie, Energie, Handel, LandwirtschaŌ, Umwelt, WissenschaŌ und Bildung zum Tragen kom-
men.

 Die Bewusstseinsbildung für KlimagerechƟgkeit muss in Baden-WürƩemberg und in Regionen des 
Globalen Südens gestärkt werden.
Die Vorteile erneuerbarer, dezentraler Energiesysteme und Energieeffizienzmaßnahmen sollen in 
PartnerschaŌsprogrammen durch Best PracƟce-Beispiele sichtbar gemacht werden. Hierbei soll auch 
ein Technologie- und Know-how-Transfer in Länder des Globalen Südens mit LandesmiƩeln flankiert 
werden.
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 KlimapartnerschaŌen zwischen Globalem Süden und Norden sollen gestärkt werden.
Das Engagement baden-würƩembergischer Städte und Gemeinden, die dem europäischen Klima-
Bündnis beigetreten sind, muss weiter verbreitert und mit LandesmiƩeln flankiert werden.

 FuƩermiƩel- und Bioenergieimporte deutlich reduzieren, offensive ExportorienƟerung der europäi-
schen und der deutschen AgrarpoliƟk bei Tier- und MilchprodukƟon beenden
Die Landesregierung muss sich auf Bundes- und EU-Ebene zum Schutz wichƟger Kohlenstoffspeicher 
wie Regenwälder, Savannen und Feuchtgebiete sowie zur Ernährungssicherheit in vielen Anbaulän-
dern dafür einsetzen, dass FuƩermiƩel- und Bioenergieimporte deutlich verringert und an die Einhal-
tung strikter Menschenrechts- und NachhalƟgkeitskriterien gebunden werden. Sie muss darauf hin-
wirken, die offensive ExportorienƟerung der EU und der deutschen AgrarpoliƟk zu beenden, um die 
weitere Zerstörung lokaler Märkte im Globalen Süden einzudämmen, z.B. durch eine Flächenbindung 
der Tierhaltung.
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